
 

 

 

 

 

 

 

 

Abkommen 

 

zwischen 

 

der Bundesrepublik Deutschland 

 

und 

 

der Französischen Republik 

 

über 

 

den Güterstand der Wahl-Zugewinngemeinschaft 
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Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Französische Republik, 

im Folgenden als „Vertragsstaaten“ bezeichnet, - 

 

 

vom dem Wunsch geleitet, ihre Vorschriften zum Güterrecht anzugleichen, 

 

in der Absicht, mit diesem Abkommen einen neuen gemeinsamen Wahlgüterstand zu schaf-

fen, der neben die anderen Güterstände tritt, die sich im innerstaatlichen Recht der Vertrags-

staaten in Kraft befinden, - 

 

 

sind wie folgt übereingekommen: 

 

 

Kapitel I 

Anwendungsbereich und Definition 

 

 

Artikel 1 

Anwendungsbereich 

 

Der Güterstand der Wahl-Zugewinngemeinschaft steht Ehegatten zur Verfügung, deren Gü-

terstand dem Sachrecht eines Vertragsstaates unterliegt. Der Inhalt dieses gemeinsamen 

Wahlgüterstandes ist in den Artikeln 2 bis 18 geregelt. 

 

 



- 3 - 
 
 

Artikel 2 

Definition 

 

Im Güterstand der Wahl-Zugewinngemeinschaft bleibt das Vermögen der Ehegatten getrennt. 

Zugewinn ist der Betrag, um den das Endvermögen eines Ehegatten sein Anfangsvermögen 

übersteigt. Bei Beendigung des Güterstandes ergibt sich die Zugewinnausgleichsforderung 

aus dem Vergleich der erzielten Zugewinne der Ehegatten. 

 

 

Kapitel II 

Begründung des Güterstandes 

 

 

Artikel 3 

Begründung des Güterstandes 

 

(1) Die Ehegatten können durch Ehevertrag vereinbaren, dass die Wahl-

Zugewinngemeinschaft ihr Güterstand ist. 

 

(2) Der Vertrag kann vor Eingehung oder während des Bestandes der Ehe geschlossen wer-

den. Der Güterstand wird mit Abschluss des Vertrages wirksam, wobei die Vorschriften über 

die Änderung eines bis dahin bestehenden Güterstandes unberührt bleiben. Er wird frühestens 

mit dem Tag der Eheschließung wirksam. 

 

(3) Der Vertrag kann von Kapitel V abweichen. 
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Kapitel III 

Vermögensverwaltung, -nutzung und -verfügung 

 

 

Artikel 4 

Allgemeine Bestimmungen zur Vermögensverwaltung, -nutzung und -verfügung 

 

Jeder Ehegatte verwaltet und nutzt sein Vermögen allein; er verfügt allein über sein Vermö-

gen. Das Recht, frei über das Vermögen zu verfügen, ist gleichwohl durch Artikel 5 be-

schränkt. 

 

 

Artikel 5 

Verfügungsbeschränkungen 

 

(1) Rechtsgeschäfte eines Ehegatten über Haushaltsgegenstände oder über Rechte, durch die 

die Familienwohnung sichergestellt wird, sind ohne Zustimmung des anderen Ehegatten un-

wirksam. Sie können jedoch vom anderen Ehegatten genehmigt werden. 

 

(2) Ein Ehegatte kann gerichtlich ermächtigt werden, ein Rechtsgeschäft allein vorzunehmen, 

zu der die Zustimmung des anderen notwendig wäre, falls dieser zur Zustimmung außerstande 

ist oder sie verweigert, ohne dass Belange der Familie dies rechtfertigten. 

 

 

Artikel 6 

Geschäfte zur Führung des Haushalts 

 

(1) Jeder Ehegatte kann Verträge zur Führung des Haushalts und für den Bedarf der Kinder 

allein schließen. Diese Verträge verpflichten den anderen Ehegatten gesamtschuldnerisch. 

 

(2) Wenn ein Ehegatte Zahlungsverpflichtungen eingeht, die insbesondere nach der Lebens-

führung der Ehegatten offensichtlich unangemessen sind, und dem Vertragspartner dies be-

kannt war oder er es erkennen musste, wird der andere Ehegatte abweichend von Absatz 1 

nicht verpflichtet. 
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Kapitel IV 

Beendigung des Güterstandes 

 

 

Artikel 7 

Gründe für die Beendigung des Güterstandes 

 

Der Güterstand endet 

 

1. durch Tod oder Todeserklärung eines Ehegatten, 

2. durch Wechsel des Güterstandes oder 

3. mit Rechtskraft der Ehescheidung oder jeder anderen gerichtlichen Entscheidung, die den 

Güterstand beendet. 

 

 

Kapitel V 

Festsetzung der Zugewinnausgleichsforderung bei der Beendigung des Güterstandes 

 

 

Abschnitt 1 

Anfangsvermögen 

 

 

Artikel 8 

Zusammensetzung des Anfangsvermögens 

 

(1) Anfangsvermögen ist das Vermögen jedes Ehegatten am Tag des Eintritts des Güterstan-

des. Verbindlichkeiten werden im Anfangsvermögen berücksichtigt, auch wenn sie das Ak-

tivvermögen übersteigen. 

 

(2) Vermögen, das ein Ehegatte später durch Erbschaft, Schenkung oder als Schmerzensgeld 

erwirbt, wird dem Anfangsvermögen hinzugerechnet. Die Verbindlichkeiten, die dieses Ver-

mögen betreffen, werden beim Anfangsvermögen selbst dann berücksichtigt, wenn sie das 

Aktivvermögen überschreiten. 
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(3) Dem Anfangsvermögen werden nicht zugerechnet: 

 

1. dessen Früchte, 

und 

2. die Gegenstände des Anfangsvermögens, die ein Ehegatte während des Güterstands 

Verwandten in gerader Linie geschenkt hat. 

 

(4) Die Ehegatten erstellen bei Abschluss des Ehevertrages ein Verzeichnis über ihr Anfangs-

vermögen. Es wird vermutet, dass dieses Verzeichnis richtig ist, wenn es von beiden Ehegat-

ten unterzeichnet wurde. 

 

(5) Ist kein Verzeichnis erstellt worden, so wird vermutet, dass kein Anfangsvermögen vor-

handen ist. 

 

 

Artikel 9 

Bewertung des Anfangsvermögens 

 

(1) Das Anfangsvermögen wird wie folgt bewertet: 

 

1. Am Tag des Eintritts des Güterstandes vorhandene Gegenstände werden mit dem Wert 

angesetzt, den sie zu diesem Zeitpunkt hatten. 

2. Nach dem Tag des Eintritts des Güterstandes erworbene Gegenstände, die nach Arti-

kel 8 Absatz 2 dem Anfangsvermögen zuzurechnen sind, werden mit dem Wert ange-

setzt, den sie am Tag des Erwerbs hatten. 

 

(2) Alle Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte des Anfangsvermögens mit Ausnahme 

des Nießbrauchs und des Wohnrechts werden jedoch mit dem Wert angesetzt, den sie am Tag 

der Beendigung des Güterstandes haben. Wurden diese Gegenstände während der Ehe veräu-

ßert oder ersetzt, so ist der Wert am Tag der Veräußerung oder Ersetzung zugrunde zu legen. 

Änderungen ihres Zustandes, die während der Ehe vorgenommen worden sind, werden bei 

der Bewertung des Anfangsvermögens nicht berücksichtigt. 
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(3) Werden die Gegenstände zu einem Zeitpunkt  vor der Beendigung des Güterstandes be-

wertet, so ist ihr nach den Absätzen 1 und 2 bestimmter Wert von diesem Zeitpunkt an um 

den Betrag anzupassen, der sich aus den gemittelten Preisänderungsraten für allgemeine 

Verbraucherpreise der Vertragsstaaten ergibt. 

 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für die Bewertung von Verbindlichkeiten. 

 

 

Abschnitt 2 

Endvermögen 

 

 

Artikel 10 

Zusammensetzung des Endvermögens 

 

(1) Das Endvermögen ist das Vermögen jedes Ehegatten am Tag der Beendigung des Güter-

standes. Verbindlichkeiten werden im Endvermögen berücksichtigt, auch wenn sie das Aktiv-

vermögen übersteigen. 

 

(2) Dem Endvermögen wird der Wert der Gegenstände hinzugerechnet, die ein Ehegatte  

 

1. verschenkt hat, es sei denn, 

a) die Schenkung ist nach der Lebensführung der Ehegatten angemessen oder 

b) es wurde einem Verwandten in gerader Linie ein Gegenstand aus dem Anfangs-

vermögen geschenkt. Der Wertzuwachs durch Verbesserungen an einem solchen 

Gegenstand, der während der Dauer des Güterstands durch vom Anfangsvermögen 

unabhängige Mittel erzielt wurde, ist dem Endvermögen gleichwohl zuzurechnen, 

2. in der Absicht, den anderen zu benachteiligen, veräußert hat, oder 

3. verschwendet hat. 

 

Dies gilt nicht, wenn die Schenkung, Veräußerung in Benachteiligungsabsicht oder Ver-

schwendung mehr als zehn Jahre vor der Beendigung des Güterstandes erfolgt ist oder der 

andere Ehegatte damit einverstanden gewesen ist. 
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Artikel 11 

Bewertung des Endvermögens 

 

(1) Dem Endvermögen wird sowohl hinsichtlich Aktivvermögen als auch Verbindlichkeiten 

der Wert zugrunde gelegt, den das Vermögen bei Beendigung des Güterstandes hatte. 

 

(2) Die Gegenstände nach Artikel 10 Absatz 2 werden nach ihrem Wert zum Zeitpunkt der 

Schenkung, Veräußerung in Benachteiligungsabsicht oder Verschwendung bewertet. Die 

Wertverbesserung nach Artikel 10 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b wird zum Zeitpunkt der 

Schenkung des Gegenstands bewertet. 

 

(3) Die Werte nach Absatz 2 sind um den Betrag anzupassen, der sich aus den gemittelten 

Preisänderungsraten für allgemeine Verbraucherpreise der Vertragsstaaten ergibt. 

 

 

Abschnitt 3 

Zugewinnausgleichsforderung 

 

Artikel 12 

Anspruch auf Zugewinnausgleich 

 

(1) Übersteigt bei Beendigung des Güterstandes der Zugewinn des einen Ehegatten den Zu-

gewinn des anderen, so kann der andere Ehegatte die Hälfte des Überschusses als Zugewinn-

ausgleichsforderung verlangen. 

 

(2) Die Zugewinnausgleichsforderung ist ein Geldanspruch. Das Gericht kann jedoch auf An-

trag eines der Ehegatten anordnen, dass Gegenstände des Schuldners dem Gläubiger zum 

Zweck des Ausgleichs übertragen werden, wenn das der Billigkeit entspricht. 

 

(3) Die Zugewinnausgleichsforderung ist nach Beendigung des Güterstandes vererblich und 

übertragbar. 
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Artikel 13 

Berechnungszeitpunkte in Sonderfällen 

 

Wird die Ehe geschieden oder der Güterstand durch eine andere gerichtliche Entscheidung 

aufgelöst, bestimmt sich die Zugewinnausgleichsforderung nach Zusammensetzung und Wert 

des Vermögens der Ehegatten zum Zeitpunkt der Einreichung des Antrags bei Gericht. 

 

 

Artikel 14 

Begrenzung der Zugewinnausgleichsforderung 

 

Die Zugewinnausgleichsforderung wird auf den halben Wert des Vermögens des Ausgleichs-

pflichtigen begrenzt, das nach Abzug der Verbindlichkeiten zu dem Zeitpunkt, der für die 

Feststellung der Höhe der Zugewinnausgleichsforderung maßgebend ist, vorhanden ist. Die 

Begrenzung der Zugewinnausgleichsforderung erhöht sich in den Fällen des Artikel 10 Ab-

satz 2 mit Ausnahme von Nummer 1 Buchstabe b um die Hälfte des dem Endvermögen hin-

zuzurechnenden Betrages. 

 

 

Kapitel VI 

Sonstiges 

 

 

Artikel 15 

Verjährung 

 

Der Anspruch auf Zugewinnausgleich verjährt in drei Jahren; die Frist beginnt mit dem Zeit-

punkt, in dem der Ehegatte von der Beendigung des Güterstandes erfährt, spätestens jedoch 

zehn Jahre nach der Beendigung des Güterstandes. 
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Artikel 16 

Auskunftspflicht, Verzeichnis 

 

(1) Nach Beendigung des Güterstandes ist jeder Ehegatte verpflichtet, dem anderen Ehegatten 

über den Bestand seines Anfangs- und Endvermögens Auskunft zu erteilen. Auf Verlangen 

sind Belege vorzulegen. Jeder Ehegatte kann die Vorlage eines vollständigen und richtigen 

Verzeichnisses verlangen. Bei dessen Erstellung ist er auf sein Verlangen hinzuzuziehen. Er 

kann außerdem verlangen, dass das Verzeichnis auf seine Kosten durch einen Notar aufge-

nommen wird. 

 

(2) Absatz 1 gilt auch, sobald ein Ehegatte die Auflösung der Ehe oder den vorzeitigen Aus-

gleich des Zugewinns beantragt hat. 

 

 

Artikel 17 

Stundung 

 

(1) Das Gericht kann auf Antrag dem Schuldner die Zugewinnausgleichsforderung stunden, 

wenn die sofortige Zahlung für den Schuldner eine unbillige Härte wäre, insbesondere wenn 

sie ihn zur Aufgabe eines Gegenstandes zwingen würde, der seine wirtschaftliche Lebens-

grundlage bildet. 

 

(2) Eine gestundete Forderung ist zu verzinsen. 

 

(3) Das Gericht kann auf Antrag des Gläubigers anordnen, dass der Schuldner für eine ge-

stundete Forderung Sicherheit leistet; über Art und Umfang der Sicherheitsleistung entschei-

det das Gericht nach billigem Ermessen. 

 

 

Artikel 18 

Vorzeitiger Zugewinnausgleich 

 

(1) Wenn ein Ehegatte sein Vermögen so verwaltet, dass er dadurch die Rechte des anderen 

bei der Berechnung der Zugewinnausgleichsforderung beeinträchtigt, kann der andere Ehegat-
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te vorzeitigen Ausgleich des Zugewinns verlangen. Dies gilt insbesondere in den Fällen, die 

zu der fiktiven Hinzurechnung nach Artikel 10 Absatz 2 führen. 

 

(2) Mit Rechtskraft der Entscheidung, durch die dem Antrag stattgegeben wird, gilt für die 

Ehegatten Gütertrennung. 

 

 

Kapitel VII 

Schlussbestimmungen 

 

 

Artikel 19 

Zeitliche Anwendung 

 

Dieses Abkommen findet auf die Eheverträge Anwendung, die die Ehegatten nach seinem 

Inkrafttreten geschlossen haben. 

 

 

Artikel 20 

Ratifikation und Inkrafttreten 

 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. 

 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der dem Austausch der Ratifi-

kationsurkunden folgt. 

 

(3) Dieses Abkommen gilt zunächst zehn Jahre. Nach Ablauf dieser zehn Jahre wird es still-

schweigend auf unbestimmte Zeit verlängert. 

 

(4) Dieses Abkommen kann frühestens zehn Jahre nach seinem Inkrafttreten durch einen Ver-

tragsstaat gekündigt werden. Das Abkommen tritt am ersten Tag des dreizehnten Monats au-

ßer Kraft, der dem Tag des Eingangs der Notifikation beim anderen Vertragsstaat folgt. 

 

 



- 12 - 
 
 

Artikel 21 

Beitritt 

 

(1) Nach Inkrafttreten dieses Abkommens kann jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union 

diesem Abkommen beitreten. Im Fall des Beitritts eines oder mehrerer Staaten handelt die 

Regierung der Bundesrepublik Deutschland als Verwahrer des Übereinkommens. Die Bei-

trittsurkunden sind beim Verwahrer zu hinterlegen. 

 

(2) Das Übereinkommen tritt für den beitretenden Staat am ersten Tag des Monats in Kraft, 

der auf die Hinterlegung der Beitrittsurkunde folgt. Der Verwahrer notifiziert den Vertrags-

staaten jeden neuen Beitritt, sowie den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens für 

die beitretenden Staaten. 

 

(3) Ab dem Zeitpunkt des Beitritts eines oder mehrerer Staaten ist eine Kündigung dem Ver-

wahrer zu notifizieren. Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen frühestens zehn Jah-

re, nachdem es für ihn in Kraft getreten ist, kündigen. Die Kündigung wird am ersten Tag des 

dreizehnten Monats wirksam, der dem Tag des Eingangs der Notifikation beim Verwahrer 

folgt. Der Verwahrer notifiziert den Vertragsstaaten jede Kündigung und das Datum, an dem 

diese Kündigung wirksam wird. 

 

 

Artikel 22 

Sprachen des Übereinkommens 

 

Beim Beitritt eines Staates entscheiden die Vertragsstaaten über die Festlegung einer weiteren 

verbindlichen Sprachfassung. 

 

 

Artikel 23 

Registrierung 

 

Die Registrierung dieses Abkommens beim Sekretariat der Vereinten Nationen nach Arti-

kel 102 der Charta der Vereinten Nationen wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten durch 

die Regierung der Bundesrepublik Deutschland veranlasst. 
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Geschehen zu ……….…….. am …………… in zwei Urschriften, jede in deutscher und in 

französischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

 

 

Für die  Für die 

Bundesrepublik Deutschland Französische Republik 

    

 

 

 

 

 

 

 


